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Anlage 25 b Ladeinfrastruktur 
 
Bitte je Fördervorhaben ein Formblatt ausfüllen. 
 
Kommune:  Ort, Datum:   
Anstalt öffentlichen Rechts: 
   
Anschrift:     Ansprechpartner:  
  Telefon:   
  Fax:   
  E-Mail:  
 
 
Regierungspräsidium  

 Stuttgart    Karlsruhe    Freiburg   Tübingen 
 
 
Erklärung der Kommune bzw. Anstalt des öffentlichen Rechts über die Vermeidung einer 
Begünstigung im Zusammenhang mit der späteren Nutzung der Förderung 
____________________________________ (Vorhaben konkret benennen) nach 
§ 2 Nr. 7 LGVFG (im Folgenden „Vorhaben“) 
 
Im Zusammenhang mit der von der Kommune / Anstalt des öffentlichen Rechts 
________________________ (Antragsteller benennen) beantragten Förderung des oben ge
nannten Vorhabens gebe ich die nachfolgenden Erklärungen ab:   
 

 Die Kommune / Anstalt des öffentlichen Rechts erfüllt mit der Bereitstellung des geförderten 
Vorhabens eine öffentliche Aufgabe; die Förderung dient ausschließlich der Erfüllung dieser öf
fentlichen Aufgabe. Sofern die Anstalt des öffentlichen Rechts mit der Bereitstellung des geför
derten Vorhabens keine öffentliche Aufgabe erfüllt, darf ihr dabei kein beihilferechtlich relevanter 
Vorteil verbleiben. 
 

 Das geförderte Vorhaben wird von der Kommune / Anstalt des öffentlichen Rechts aus
schließlich einem Nutzer / mehreren Nutzern zur Verfügung gestellt, der bzw. die auf der Grund
lage eines öffentlichen Dienstleistungsauftrags* mit der Erfüllung gemeinwirtschaftlicher Ver
pflichtungen nach Maßgabe der VO (EG) Nr. 1370/2007 oder einer Vorgängerregelung betraut 
ist bzw. betraut sind. Die Bereitstellung des geförderten Vorhabens dient der Erfüllung der be
trauten gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen; die Nutzung wird im Rahmen der Abrechnung 
aufgrund des öffentlichen Dienstleistungsauftrags entsprechend berücksichtigt. 
 
*ALS ÖFFENTLICHER DIENSTLEISTUNGSAUFTRAG IM SINNE DIESER ERKLÄRUNG GILT AUCH EINE SOG. 
ALTBETRAUUNG, DIE NACH MAßGABE EINER VORGÄNGERREGELUNG ZUR VO (EG) NR. 1370/2007 ERTEILT 
WORDEN IST.  

 

_________________________________ 
Name und Zeichnung des Vertretungsberechtigten 
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Hinweis: Das von der Kommune / Anstalt des öffentlichen Rechts ausgefüllte und per 
Email an den Vorhabenträger übermittelte Formular kann der Bewilligungsstelle vom 
Vorhabenträger per Email unter Weiterleitung der Email der Kommune / der Anstalt des 
öffentlichen Rechts übermittelt werden. Alternativ ist die elektronische Übermittlung des 
ausgefüllten, handschriftlich unterzeichneten und eingescannten Formulars an die Bewil
ligungsstelle durch den Vorhabenträger zulässig. 
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